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Unsere Woche im Bayerischen Landtag 
 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

mit großer Bestürzung haben wir FREIE WÄHLER auf 

das Gewaltverbrechen mit elf Toten in Hanau rea-

giert. Wir sind fassungslos angesichts der Bruta-

lität des Amoklaufs. Wir verurteilen jede Form 

von Rassismus, Hass und Gewalt aufs Schärfste 

und sehen in dieser hinterhältigen Tat einen An-

griff auf unsere plurale Gesellschaft insgesamt. 

Die Zahl rechtsradikal motivierter Straftaten steigt 

leider bereits seit Jahren. Auf dem Boden der Ge-

schichtsrelativierung und des Fremdenhasses ist im 

rechtsextremen Milieu eine Saat aufgegangen, die in 

einer modernen, offenen und aufgeklärten Gesell-

schaft keinen Platz haben darf. Jetzt gilt es, die 

Mordtaten von Hanau rasch und vollständig aufzuklä-

ren. In diesem Zusammenhang danken wir den un-

terfränkischen Polizei- und Rettungskräften, die ihren 

hessischen Kollegen in einer sehr schwierigen Situa-

tion zu Hilfe kamen. Doch machen wir uns nichts vor:  

 

Diese Tat rüttelt an den Grundfesten unserer Demo-

kratie. Wir müssen deshalb entschieden und mit 

allen rechtsstaatlich zur Verfügung stehenden 

Mitteln gegen jede Form von Hass vorgehen. In 

den schweren Stunden des Abschieds sind unsere 

Gedanken bei den Familien und Freunden der Toten. 

Den Verletzten wünschen wir baldige und vollstän-

dige Genesung. 

 

  

Wolfgang Hauber, MdL 

Innenpolitischer Sprecher 

Prof. (Univ.Lima) Dr.  

Peter Bauer, MdL 

Patienten- u. Pflegebeauftragter 

der Bayer. Staatsregierung 

Pflegepolitischer Sprecher, 

Frankensprecher 
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Rückblick 
 

 

Lieferengpässe bei wichtigen Medika-

menten sind für moderne Industrie-

staaten ein Armutszeugnis. Doch auch 

in Bayern fehlen aktuell knapp 300 

wichtige Arzneien, darunter Medi-

kamente zur Krebsbehandlung, 

Narkosemittel oder Präparate zur 

Behandlung von Epilepsie. Die Zahl 

der nicht verfügbaren Rabattarzneien 

hat sich in nur einem Jahr auf 9,3 Millionen Packungen verdoppelt. Wir 

FREIE WÄHLER sind überzeugt, dass die Bundesregierung bei lebenswichti-

gen Arzneimitteln umgehend etwas gegen Deutschlands wachsende Abhän-

gigkeit von außereuropäischen Ländern unternehmen muss. Deshalb haben 

wir gemeinsam mit unserem Koalitionspartner rasche Schritte für eine stär-

kere heimische Produktion in Deutschland und Europa gefordert. Wir be-

grüßen, dass die CSU unsere gemeinsame Initiative nochmals in einem ei-

genen Antrag aufgegriffen hat, um den Druck auf die Bundesregierung zu 

erhöhen. Die darin formulierte Forderung an die Staatsregierung, eine Bun-

desratsinitiative der Länder Hessen und Rheinland-Pfalz zur Vermeidung 

von Lieferengpässe bei wichtigen Medikamenten zu unterstützen, befürwor-

ten wir ausdrücklich. 

 

Wenn es um Leben oder Tod geht, 

zählt jede Sekunde. Das existierende 

System der Notfallrettung ist jedoch 

komplex und vielen Menschen nicht 

bekannt. Wir begrüßen daher die vom 

Bund angestoßene Neuaufstellung 

der Notfallversorgung in Deutsch-

land – auch wenn wir noch erhebli-

chen Verbesserungsbedarf bei der in 

Berlin angestoßenen Reform erkennen. So geht der Referentenentwurf des 

Bundesgesundheitsministeriums in einigen Bereichen weiter als erforderlich  
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und verkennt bestehende Strukturen. Denn Bayern verfügt bereits über ein 

gut funktionierendes System der medizinischen Notfallrettung. Inhalte, 

Leistungsumfang und Qualität des Rettungsdienstes müssen daher weiter-

hin von den Ländern festgelegt werden. Eine von Berlin übergestülpte 

„Richtlinienkompetenz“ lehnen wir FREIE WÄHLER entschieden ab. 

 

Die erprobten Systeme zu zerschlagen und Retter in ein gemeinsames Not-

fallleitsystem (GNL) pressen zu wollen, schafft mehr Probleme als es löst. 

Statt einer zentralen Einrichtung ist es sinnvoller, eine gemeinsame Abfra-

gesystematik zu schaffen. Technische Schnittstellen zum automatisierten 

Austausch von Einsatzdaten sind dagegen zielführend. Wir FREIE WÄHLER 

setzen dabei auf bewährte Strukturen. Denn jeden Tag aufs Neue er-

bringt eine Vielzahl eingespielter Mitarbeiter im Freistaat ein-

drucksvolle Leistungen in der Notfallversorgung – zum Wohle aller 

Bürger.  

 

 

In der Digitalisierung liegt 

eine riesige Chance, den länd-

lichen Raum in Bayern zu stär-

ken. Wir FREIE WÄHLER haben 

die Staatsregierung daher in ei-

nem Dringlichkeitsantrag aufge-

fordert, die Erkenntnisse des Pro-

jekts „Digitales Dorf Bayern“ für 

alle Kommunen in Bayern nutzbar 

zu machen. Das läuft zwar noch bis 2023, aber bereits jetzt haben die Mo-

dellprojekte wesentliche regionale Impulse für einen erfolgreichen digitalen 

Wandel im ländlichen Raum gesetzt. Experimentelle Umsetzungsphase und 

Planung einer breiteren Anwendung sollten idealerweise ineinandergreifen 

und aufeinander aufbauen. Die Projekte haben bereits das Interesse zahl-

reicher Kommunen auf sich gezogen – sie alle möchten von den Erkennt-

nissen und Erfahrungen der Pilotgemeinden profitieren. Besonders die Er-

weiterungen des ‚Digitalen Rathauses‘, Maßnahmen zur Stärkung 

einer selbstbestimmten Lebensführung im Alter, Transport- und  
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Mitnahmeplattformen oder zur besseren Kommunikation zwischen 

Eltern und Schulen stoßen auf reges Interesse. Im „Digitalen Dorf Bay-

ern“ werden digitale Anwendungen für den ländlichen Raum entwickelt und 

getestet. Die insgesamt fünf Modellprojekte konzentrieren sich auf die Be-

reiche Tourismus, Nahversorgung, Wohnen, Lehr- und Bildungsangebote, 

Naturschutz, Mobilität, Energie und Gesundheit. Auch auf diesem Wege set-

zen wir uns für gleichwertige Lebensverhältnisse im gesamten Freistaat ein. 

 

 

Gefordert haben wir es seit Jahren – 

doch diesmal hoffen wir auf einen bun-

despolitischen Erfolg: Die Erbschafts-

teuer in Deutschland gehört end-

gültig abgeschafft! Denn gerade aus 

Bayerns teuren Ballungsräumen häu-

fen sich die Klagen: Vielen Erben, die 

zu vergleichsweise erschwinglichen 

Preisen vermieten, wird der in den ver-

gangenen Jahren sprunghaft gestiegene Wert von Häusern in guten Lagen 

zum Verhängnis. Sie können die Erbschaftsteuer nicht aufbringen und müs-

sen Hals über Kopf verkaufen – möglicherweise an Investoren, die nicht 

sozial vermieten, sondern allein auf hohe Renditen abzielen. Das halten wir 

für sehr bedenklich. Deshalb soll unser Koalitionspartner CSU sein politi-

sches Gewicht auf Bundesebene stärker für die Abschaffung der Abgabe in 

die Waagschale werfen. Gerade einmal drei Prozent der Gesamtsteuerein-

nahmen macht die Erbschaftsteuer aus, doch die Ermittlung ihrer Höhe bin-

det gewaltige Verwaltungskapazitäten.  

Und auch aus sozialen Gründen ist ihre Abschaffung überfällig: Wer 

mit dem Erblasser nicht verwandt ist, zahlt dreißig Prozent Steuern und hat 

einen Freibetrag von nur 20.000 Euro. Die Erbschaftsteuer trifft damit nicht 

allein Millionäre, sondern greift tief in die Vermögenssubstanz von Arbeit-

nehmern und Mittelstand ein. Es wäre daher am besten, die Abgabe endlich 

ganz abzuschaffen, um ein klares Signal pro Eigentum zu setzen. In der 

Übergangszeit bis zur Aufhebung der Erbschaftsteuer müssen die Freibe-

träge massiv auf bis zu zwei Millionen Euro angehoben werden, fordern wir  



Newsletter  

Seite 5 von 7 

 

 

 

FREIE WÄHLER. Andernfalls würden sie die Realitäten in den Ballungsräu-

men nicht abbilden. Deshalb haben wir Ministerpräsident Markus 

Söder aufgefordert, in Berlin auf eine baldige Abschaffung der Erb-

schaftsteuer zu drängen. 

 

 

Die Bayerische Kontrollbehörde für Le-

bensmittelsicherheit und Veterinärme-

dizin (KBLV) hat uns im Umweltaus-

schuss beschäftigt – Umweltminister 

Thorsten Glauber legte dort einen 

sehr überzeugenden Bericht vor. 

Aus ihm geht hervor, dass der Frei-

staat Bayern aus dem Lebensmittels-

kandal der Firma Bayern-Ei Lehren ge-

zogen und mit der KBLV eine wichtige zusätzliche Kontrollinstanz geschaf-

fen hat. Die Lebensmittelüberwachung bei komplexen Betrieben ist seitdem 

noch engmaschiger, effizienter und transparenter geworden – so geht mo-

derner Verbraucherschutz! Die KBLV leistet damit einen wichtigen Beitrag 

zur Lebensmittelsicherheit, der europaweit seinesgleichen sucht und das 

Potenzial hat, zur Blaupause für andere Bundesländer zu werden. Wir FREIE 

WÄHLER haben uns darüber hinaus zum Ziel gesetzt, den Verbraucher- und 

Tierschutz in Bayern weiter voranzubringen. Diese wichtige Arbeit braucht 

eine klare Rechtsgrundlage. Mit der Anpassung der zugrundeliegenden Ver-

ordnung hat Umweltminister Glauber bereits eine konkrete Lösung vorge-

legt, die für Rechtssicherheit sorgt. Die Zuständigkeiten der KBLV sind 

dadurch klargestellt. Wir lassen deshalb nicht zu, dass die Landtagsopposi-

tion eine verwaltungsjuristische Auseinandersetzung für Stimmungs- und 

Panikmache missbraucht. Denn die Leistungsfähigkeit der Behörde war zu 

keinem Zeitpunkt in Zweifel zu ziehen. 

 

 

Prominenten Besuch hatten wir im Europaausschuss des Landtags 

– dort berichtete Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Müller über 

die Zusammenarbeit Europas und Bayerns mit Afrika. Wir FREIE  
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WÄHLER haben uns zu einem Wirt-

schaftsaustausch auf Augenhöhe be-

kannt, der auf unserem Nachbar-

kontinent für politische Stabilität 

und Aufschwung sorgen soll. Ein 

positives Beispiel für Bayerns dortiges 

Engagement ist die Kooperation in ei-

ner Klimaallianz. Afrika soll zum grü-

nen Kontinent erneuerbarer Energien 

werden. Dieses Vorzeigeprojekt umfasst Energie- sowie Klimaschutzpro-

jekte und unterstützt gleichzeitig den Aufbau der Wirtschaft vor Ort. So wird 

das modernste Solarkraftwerk der Welt in Marokko mit Krediten von mehr 

als 800 Millionen Euro gefördert. Die Beteiligung deutscher Firmen in Zu-

sammenarbeit mit lokalen Unternehmen vervollständigt die gegenseitige 

Win-Win-Situation: Grüner Strom für Deutschland und gesicherte Arbeits-

plätze vor Ort. Schließlich benötigen die Menschen in den Ländern vom Mit-

telmeer bis zum Kap der Guten Hoffnung eine stabile Lebensgrundlage, um 

ihre Zukunft gestalten zu können. Daran mitwirken zu dürfen erfüllt 

uns FREIE WÄHLER mit großer Freude. 

 

Vielen Dank für Ihr Interesse. Der nächste Newsletter erscheint nach der 

Kommunalwahl in Bayern. Bis dahin wünschen wir eine gute Zeit! 

 

 
 

 Prof. (Univ. Lima)  Wolfgang Hauber  

 Dr. Peter Bauer   
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Impressum 

 
 

V.i.S.d.P.:  Wolfgang Hauber, MdL 

   Abgeordnetenbüro  
   Bahnhofstraße 19, 91781 Weißenburg 

   Tel.: 09141 / 99 70 170 

 

Email:  wolfgang.hauber@fw-landtag.de 
Homepage:  www.mdl-wolfgang-hauber.de 

Facebook:  www.facebook.com/hauberwolfgang/ 

Instagram:  www.instagram.com/hauberwolfgang/ 
Twitter:  www.twitter.com/@HauberHauwei 

 

 

und 

 
 

   Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, MdL 

   Abgeordnetenbüro  

   Weinbergstr. 47, 91623 Sachsen b. Ansbach 
   Tel.: 09827 – 207585, Fax: 09827 – 207586 

 

Email:  peter.bauer@fw-landtag.de 

Homepage:  www.frankensprecher.de 
Facebook:  www.facebook.com/PeterBAUER.Frankensprecher 

Instagram:  www.instagram.com/peterbauerfrankensprecher 

Twitter:  www.twitter.com/@frankensprecher 
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